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Nach der Bundestagswahl 2017 zog die Alternative für Deutschland erstmals in den Deut-
schen Bundestag ein. Sie bildet die stärkste Oppositionsfraktion. Nach drei Jahren Arbeit im 
Bundestag und in seinem Verkehrsausschuss müssen wir feststellen: Nie hat es in Deutschland 
eine derart autofeindliche Verkehrspolitik wie heute gegeben. 

Die »Vernünftigen« haben überwiegend resigniert, auf der linken Seite des Plenarsaals agie-
ren nicht selten Marxisten als Meinungsführer ihrer Fraktionen. Die heutige Verkehrspolitik hat 
nichts mehr mit der des legendären Verkehrsministers Georg Leber gemeinsam. Die linken 
Oppositionsfraktionen stimmen fast immer geschlossen für Anträge und Gesetzentwürfe, die 
die individuelle Mobilität nachhaltig beschränken oder gar verhindern. Die andere bürger-
liche Oppositionsfraktion ist hin und her gerissen zwischen konstruktiver Opposition und An-
biederung. 

Nur die AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag stellt sich konsequent gegen die von der Regie-
rungskoalition ausgerufene Verkehrswende. Für uns ist das Wirtschafts- und Verkehrssystem 
der DDR keine anzustrebende Alternative. Dagegen werden wir mit allen parlamentarischen 
Mitteln streiten. Wir als AfD-Bundestagsfraktion stehen für die Freiheit der Bürger ein. Ihre 
Wünsche müssen ebenso wie volks- und betriebswirtschaftliche Anforderungen der Wegwei-
ser bei allen verkehrspolitischen und infrastrukturellen Maßnahmen sein.

Die vorliegende Broschüre soll Ihnen einen Einblick in die Arbeit des Arbeitskreises Verkehr 
und digitale Infrastruktur (AK 15) der AfD-Bundestagsfraktion geben.

Lassen Sie uns über eine Mobilität mit Zukunft sprechen. Wir freuen uns auf Ihre Anregungen 
und Fragen. 

Berlin, im Dezember 2020

Dr. Dirk Spaniel, MdB 
Verkehrspolitischer Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion
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Matthias Büttner (29) ist Informatiker. 
Er ist Berichterstatter für das Themenfeld digi-
tale Infrastruktur.

Eine leistungsfähige Gigabit-
Breitband-Infrastruktur ist ein 

entscheidender Faktor
für den Wirtschaftsstandort

Deutschland.

Andreas Mrosek (62) studierte Naviga-
tion  in Warnemünde und ist Dipl.-Ing. für 
Schiffsführung. Er ist Berichterstatter für See- 
und Binnenschifffahrt.

Ohne Schifffahrt kein Export. 
Ohne Export kein Wohlstand.

Dr. Ing. Dirk Spaniel (49) ist verkehrspoliti-
scher Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion und 
Berichterstatter für Straßenverkehr. Er hat viele 
Jahre in der Automobilindustrie gearbeitet. 

Das Auto ist Freiheit. Diese 
Freiheit muss für alle
bezahlbar bleiben.

Die Mitglieder des Arbeitskreises
Verkehr und digitale Infrastruktur
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Wolfgang Wiehle (56) ist stellvertretender 
Sprecher und Berichterstatter für Eisenbahn 
und ÖPNV. Er hat an der TU München sein 
Studium als Dipl.-Informatiker abgeschlossen.

Das System Bahn hat seine 
besonderen Stärken bei der 
sicheren Bewältigung großer 
Verkehrsmengen und wird 
dafür dringend gebraucht.

Leif-Erik Holm (50) ist Ökonom und war 
lange Radiomoderator. Er ist stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender und Berichterstatter für 
Planungsbeschleunigung.

Ohne Planungsbeschleuni-
gung und schnellere Rechts-
sicherheit werden wir den 

Wettlauf um den besten Wirt-
schaftsstandort verlieren.

Frank Magnitz (68) ist Kaufmann. Er hat 
einen Pilotenschein und ist Berichterstatter für 
Luftverkehr sowie raumfahrtpolitische The-
men.

Ein Land ohne leistungsfähige 
Flughafen-Infrastruktur nennt 

man Entwicklungsland.

Die Mitglieder des Arbeitskreises
Verkehr und digitale Infrastruktur
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Die Corona-Pandemie hat gezeigt:

Für die große Mehrheit der Deutschen ist und bleibt der 
motorisierte Individualverkehr unverzichtbar, das Auto 
und das Motorrad sind die beliebtesten Verkehrsmittel. 
Hinsichtlich seiner Unabhängigkeit, Sicherheit und In-
dividualität ist das Auto allen anderen Verkehrsträgern 
überlegen.
 
Seit Jahren erleben wir, wie mit allen Mitteln und Tricks 
das private Auto abgeschafft und Städte möglichst au-
tofrei gestaltet werden sollen. Dabei werden die vielen 
Berufstätigen, die alleinerziehenden Mütter und Väter 
sowie alle in Früh-, Spät- oder Nachtschicht arbeiten-
den Menschen vergessen, für die der ÖPNV keine Al-
ternative bieten kann. Es wird übersehen, dass Autofah-
rer ihr Auto nicht fahren, um Radfahrer und Fußgänger 
zu ärgern, sondern weil sie es schlicht für den täglichen 
Lebensunterhalt brauchen.

Wir möchten, dass auch weiterhin Autoverkehr in 
Deutschland und in deutschen Städten möglich ist. Um 
Stau, Lärm und Emissionen zu reduzieren, müssen Park-
plätze wieder ausgebaut werden und Parkgebühren 
und Anwohnerparken bezahlbar bleiben. Speziell äl-
tere und in ihrer Bewegung eingeschränkte Mitbürger 
sind weiterhin auf das Auto angewiesen. Ideologische 
Stadtregierungen sorgen jedoch mit blockierender Am-
pelschaltung, gezielten Straßenengpässen und Durch-
fahrverboten, Abschaffung von Parkraum und weiteren 
autofeindlichen Maßnahmen dafür, dass einzelne Be-
völkerungsgruppen gegeneinander aufgehetzt werden. 
Wir aber wollen hin zu einem echten Miteinander.

Den Straßenraum teilen sich Autos, Fahrräder und Fuß-
gänger; dabei ist der zur Verfügung stehende Raum 
nach dem Anteil an der jeweiligen Verkehrsleistung 
ausreichend zu bemessen und der Sicherheit der einzel-
nen Verkehrsteilnehmer besondere Aufmerksamkeit zu 
widmen. Daher plädiert die AfD-Fraktion für eine Tren-
nung des Rad- und Automobilverkehrs. Dies erhöht die 
Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer und die Verkehrs-
flussgeschwindigkeit. Auch wir wollen den Radverkehr 
fördern und sicherer machen. Wir wollen aber nicht 
mehr Kraftfahrer gegen Radfahrer und diese gegen 
Fußgänger ausspielen. Wir wollen einen harmonischen 
Straßenverkehr.

Andere politische Kräfte im Bundestag, eine öko-so-
zialistische Bürokratie in Brüssel und viele ideologisie-
rende NGOs haben das Automobil als Objekt eines 
modernen Klassenkampfs im Fokus. Ob Kfz- und Mi-
neralöl-Besteuerung, Bußgelder, Parkgebühren, Durch-
fahrverbote – alle Register werden gezogen. Für eine 
darin führende Industrienation wie Deutschland ist be-
sonders schmerzhaft, dass die Diesel-Technologie, der 
sparsamste und umweltfreundlichste Verbrennungsmo-
tor, vernichtet werden soll. Aktivisten betreiben einen 
industriepolitischen Kampf, ohne dass klar ist, wer die 
Geldgeber dieses Propagandafeldzugs sind. Tausen-
de Arbeitsplätze, insbesondere in der Zulieferindustrie 
werden vernichtet. 

Die
Straße
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Es erscheint perfide, wenn wir von einer bestimmten Sei-
te des Bundestages hören müssen, die deutsche Auto-
mobilindustrie habe den Zukunftstrend Elektromobilität 
verschlafen. Dies ist unwahr. Wahr hingegen ist, dass 
der Absatz von teuren Elektro- oder Hybridautos be-
wusst vom Staat durch Fahrverbote, Verunsicherungen 
der Konsumenten, gigantische steuerliche Förderungen 
und Strafgeldandrohungen für die Automobilproduzen-
ten vorangetrieben wird. Unsere Bundesregierung setzt 
den noch viel weitergehenden Plänen der EU (Abgas-
norm Euro 7), die zur Vernichtung der deutschen Auto-
mobilindustrie führen werden, nichts entgegen.

Die AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag fordert die 
steuerliche Gleichstellung von synthetischen Kraftstof-
fen, um auch in Zukunft mit der bestehenden Technolo-
gie und Infrastruktur die Mobilität für alle Bevölkerungs-
schichten schnell, effizient und vor allem kostengünstig 
ermöglichen zu können. Mit synthetischen Kraftstoffen 
lassen sich heute und zukünftig alle internationalen 
Emissionsgrenzwerte einhalten, da bei der Herstellung 
CO2 aus der Umwelt verwendet wird. Der Vorteil bei 
dieser Strategie liegt darin, dass das bisherige Tank-
stellen- und Infrastrukturnetz genutzt werden kann. Die 
Pläne der EU und der Bundesregierung führen zu tech-
nischen und infrastrukturellen Problemen, für die beide 
keine Lösungen anbieten.

Bei der Diskussion über den richtigen Antrieb wird 
außer Acht gelassen, dass die Kraftfahrer über die 
Steuern für Energie und Mineralöl (2019: rund 40 Mil-
liarden Euro) den Bundeshaushalt nicht unwesentlich 
finanzieren; weitere rund acht Milliarden Euro erbringt 
die LKW-Maut. Für Neubau, Erhaltung und Betrieb der 
Bundesfernstraßen werden dagegen nur rund zwölf 
Milliarden Euro ausgegeben. Wenn im Zuge der in 
ihrer Hektik beispiellosen Umstellung auf die Elektro-
mobilität die Steuern aus dem Verkauf von Benzin und 
Diesel wegfallen, muss der Staat sich andere Finanzie-
rungsquellen suchen. Auf die Autofahrer werden also 
zusätzliche Belastungen zukommen. 

Wir sind die einzige Fraktion im Deutschen Bundestag, 
die die Verkehrsträger gemessen an ihrer Leistungsfä-
higkeit finanzieren will. Die Schiene erhält aus verschie-
densten Finanzierungsquellen rund 18 Milliarden Euro; 
ihre Transportleistung an Gütern beträgt aber nur rund 
20 Prozent der Gesamttransportmenge (Straße: 70 
Prozent). Bei den Personenkilometern fällt das Verhält-
nis noch eindeutiger zugunsten der Straße aus (80 zu 
10). Deshalb kämpfen wir gegen die politisch initiierte 
Verteuerung des Automobils und die Einschränkung sei-
ner Leistungsfähigkeit. Wir treten für ein Miteinander 
aller Verkehrsteilnehmer ein sowie für eine steuerliche 
Gleichstellung von Fahrzeugen, die mit synthetischen 
Kraftstoffen angetrieben werden, mit denen von EU und 
Bundesregierung politisch bevorzugten Antriebssyste-
men, damit die Technologie des Verbrennungsmotors 
und die deutsche Autoindustrie überleben können.

Unser Antrag:Gleichstellung von Fahrzeugen, die mit synthetischen- oder Biokraftstof-fen angetrieben werden, mit Elektro-fahrzeugen
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Die Eisenbahn gibt es in Deutschland seit fast 200 Jah-
ren. Die AfD-Fraktion will die Schiene stärken, um die 
Straßen in Ballungsräumen und vom Transitverkehr zu 
entlasten. Dies soll nicht über Verbote des Individual-
verkehrs und künstliche Verteuerung von Straßenbenut-
zung und Parkraum geschehen, sondern mittels einer 
durchgreifenden Qualitätsverbesserung der Bahnan-
gebote. Die Reisenden sollen die Bahn freiwillig alter-
nativ zu anderen Verkehrssystemen nutzen. Dies erfor-
dert einschneidende strukturelle Maßnahmen.
 
Im Unterschied zu Automobil, Fernbus oder Flugzeug 
ist die Bahn kein Verkehrsträger, der seine Kosten 
selbst einspielt. Dies muss bei allen Reformen zur Zu-
kunftsfähigkeit der Bahn berücksichtigt werden. Die 
Bahnreform von 1994 wurde nur halbherzig umge-
setzt und in wichtigen Teilen zurückgedreht. Es be-
darf einer Bahnreform 2.0 mit dem zentralen Ziel der 
Transparenz. Insbesondere muss die Infrastruktur als 
staatlich gesicherte Leistung der Daseinsvorsorge und 
der im Wettbewerb stehende Bahnverkehr sauber von-
einander getrennt werden.
 
Die umfassende Digitalisierung der Bahn steht an, 
ebenso die grundlegende Verbesserung der bestehen-
den Angebote für die Bahnkunden und die Beseiti-
gung von Engpässen bei der Infrastruktur. Niemand 
kann aber in einer freien Gesellschaft versprechen, 
dass beliebige Planziele wie eine Verdoppelung der 
Fahrgastzahlen in nur wenigen Jahren erreicht wer-
den – so wie CSU/CSU und SPD es im Koalitionsver-
trag festlegen.

Mit der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung 
(LuFV III) wurde zwischen Bund und den Infrastruk-
tursparten der DB vereinbart, in den Jahren 2020 
bis 2029 insgesamt 63,4 Milliarden Euro in das Be-
standsnetz zu investieren. Der größte Anteil, circa 
51,4 Milliarden Euro, kommt aus dem Bundeshaus-
halt – also vom Steuerzahler. Weitere elf Milliarden 
Euro will die Bundesregierung dem DB-Konzern über 
Kapitalerhöhungen bis 2030 zur Verfügung stellen. 
Dies wird mit der Lockdown-Krise infolge der Coro-
na-Pandemie begründet. Damit wird ein staatliches 
Unternehmen vorbehaltlos subventioniert, in dem 
zahlreiche Partei- und Gewerkschaftsfunktionäre in 
Managementpositionen untergekommen sind. Wir 
wollen erreichen, dass der gesamte deutsche Schie-
nenverkehr zum Nutznießer der Zuschüsse aus Steu-
ermitteln wird und nicht nur ein Bahnkonzern, der 
durch seine weltweiten Aktivitäten Risiken eingeht, 
die nicht den Interessen des deutschen Steuerzahlers 
entsprechen. Die verschachtelten Konzernstrukturen 
müssen deshalb durch einen Verkauf aller jener Aus-
landsaktivitäten der DB AG beendet werden, die 
ohne Nutzen für den Bahnverkehr in Deutschland 
sind.
 
Angesichts der enormen Zuschüsse, die der Bund der 
DB zur Verfügung stellt, ist das Ergebnis alles andere 
als zufriedenstellend. Es ist nicht akzeptabel, wenn 
viele Milliarden Euro in den Bau und den Ausbau 
von Hochgeschwindigkeitsstrecken fließen, ICE-Rei-
sende aber häufig aufgrund von Verspätungen ihre 
Anschlusszüge im Fern- oder Regionalverkehr verpas-

Die Schiene
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sen. Das deutsche Hochgeschwindigkeitsnetz wurde 
nie zu einem effizienten Gesamtsystem weiterent-
wickelt. Dies muss nachgeholt werden. Wir wollen 
Reisezeiten von maximal drei Stunden zwischen den 
deutschen Zentren.

Die Deutsche Bahn propagiert ihr Projekt »Deutsch-
landtakt«, ein Vorhaben mit ungewissem Ausgang. Es 
gehört zu der Vielzahl vollmundiger Ankündigungen 
in den letzten Jahren, die nur noch wenige Bahnkun-
den ernstnehmen. Während die Schweiz mit ihrem 
Projekt Bahn 2000, weiterentwickelt zu Bahn 2030, 
mit großen Investitionen in Schiene und Züge erheb-
liche Fahrzeitverkürzungen zwischen den einzelnen 
Knotenpunkten erreichte, droht in Deutschland die 
Gefahr, dass man vor allem versucht, durch länge-
re Aufenthaltszeiten der Züge in den Bahnhöfen die 
Umsteigeverbindungen attraktiver zu machen. Das 
könnte dazu führen, dass das Projekt »Deutschland-
takt« eine Verlangsamung des Schienenfernverkehrs 
insgesamt nach sich zieht. Die AfD-Bundestagsfrak-
tion begleitet das Projekt »Deutschlandtakt« daher 
kritisch-konstruktiv mit dem klaren Ziel, echte Fahr-
zeitverkürzungen für alle Fahrgäste zu erreichen.
 
Der Öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) wird in 
Deutschland täglich von 30 Millionen Fahrgästen ge-
nutzt. Wir wollen moderne, saubere sowie sichere 

Bahnen und Busse. Eine aktive Verdrängung des mo-
torisierten Individualverkehrs durch überhöhte Park-
gebühren oder Strafabgaben (»City-Maut«) lehnen 
wir ab. Für uns ist die freie Verkehrsmittelwahl das 
Recht eines jeden Bürgers.

Wir setzen auf Qualität statt Quantität: Sicherheit 
und Sauberkeit in Bahnhöfen und Fahrzeugen, eine 
gute Erreichbarkeit von Haltestellen und bequeme 
Umsteigemöglichkeiten. Ein ÖPNV zum »Null-Tarif« 
ist keinesfalls kostenfrei – er wird nur aus Steuermit-
teln finanziert und somit von allen Steuerzahlern. Be-
reits heute wird trotz der Erhebung von Fahrgeldern 
der ÖPNV über die sogenannten Regionalisierungs-
mittel mit mehr als acht Milliarden Euro jährlich aus 
dem Mineralölsteueraufkommen des motorisierten 
Straßenverkehrs subventioniert. Für die Nutzung des 
ÖPNV ist deshalb auch ein angemessener Betrag zu 
entrichten. Nur wenn Bahnen und Busse adäquate 
Sicherheit und Hygiene bieten, werden sie auch von 
den Bürgern akzeptiert. Der Zustand von Bahnhöfen, 
S-Bahnen und Nahverkehrszügen in vielen rot-grün 
verwalteten Städten und Regionen ist für uns deshalb 
alles andere als ein Zukunftsmodell. Ticket und – wo 
notwendig – auch Zugangssysteme sollen daher die-
jenigen aus öffentlichen Verkehrsmitteln fernhalten, 
für die Züge rollende Wärmestuben oder Bahnhöfe 
Drogenverkaufsplätze sind.

Unser zu diesem Thema in den Deutschen Bundestag 
eingebrachter Antrag:

„Bahninfrastruktur in Deutschland nachhaltig verbessern – Empfeh-
lungen des Bundesrechnungshofes zur Bahninfrastruktur beachten“

Bundestagsdrucksache 19/11123; 25.06.2019
https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/111/1911123.pdf HIER SCANNEN

---------------------------------------------------------------------
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Die deutsche Schifffahrt und mit ihr die gesamte mariti-
me Wirtschaft generieren einen Warenumsatz je nach 
Jahr zwischen 50 bis 75 Milliarden Euro. Damit trägt 
dieser Sektor erheblich zur Sicherung des Wohlstands, 
zur Beschäftigung von qualifizierten Fachkräften und 
zur Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland bei.

Mit ihren gut 400.000 Beschäftigten ist die maritime 
Wirtschaft von enormer ökonomischer Bedeutung für 
Deutschland. Als Exportnation sind wir auf leistungs-
fähige Häfen, umsatzstarke und ertragreiche Reede-
reien und innovative Werften angewiesen, deren über 
Jahrzehnte erarbeiteter Erfolg nicht durch Abwande-
rung von Unternehmen und Arbeitskräften in das EU-
Ausland gefährdet werden darf. 

Mit unserer parlamentarischen Arbeit wollen wir die 
deutsche meerestechnische Industrie mit ihren Hoch-
technologiebranchen unterstützen und setzen uns 
nachdrücklich für den Erhalt und Schutz unserer Natur- 
und Lebensräume Küste und Meer ein. Einer Auswei-
tung der EU-Kompetenzen stehen wir aufgrund zahl-
reicher negativer Erfahrungen ablehnend gegenüber. 

Wir sehen es als Aufgabe der Verkehrspolitik des Bun-
des und der Länder an, unsere Binnen- und der Hoch-
seeschifffahrt infrastrukturell zu stärken. Aus diesem 
Grund treten wir auch für ein Ende des Ausflaggens 

ein. Von der deutschen Handelsflotte mit insgesamt 
2.300 Einheiten fahren nur noch 246 unter Schwarz-
Rot-Gold. 

Unsere Wasserstraßen sollen rentable Investitionen 
in die Zukunft sein, denn wir befürworten die Ver-
lagerung von Güterverkehren auf die Binnenwasser-
straßen, um Straßen und Schienen zu entlasten. Wir 
haben vorgeschlagen, die Befahrensabgaben für den 
Nord-Ostsee-Kanal an den Ölpreis zu koppeln, um 
gegenüber der längeren Route um Jütland attraktiv zu 
bleiben. Das »Gesamtkonzept Elbe« muss unverzüg-
lich umgesetzt werden. Auch eventuelle Staustufen in-
nerhalb der Elbe dürfen kein Tabu mehr sein. Die Elbe 
muss wieder beschiffbar werden. Für den Rhein ist die 
Abladeoptimierung am Mittelrhein für die Vielzahl der 
dort ansässigen Industrien unabdingbar.
 
Zunehmende Trockenheit erfordert eine Anpassung 
der Fahrwassertiefen auf den Bundeswasserstraßen, 
damit Binnenhäfen und Werften weiterhin komplika-
tionslos erreichbar sind. Verschlickungen von Fahr-
wassern müssen daher schneller beseitigt werden und 
dürfen nicht an der Politik von selbsternannten Umwelt-
schützern scheitern, die vorgeben, die Natur schützen 
zu wollen, tatsächlich aber ökologische Innovationen 
und ökonomische Anpassungen zum Nachteil der Bür-
ger verhindern.

Die Wasserwege

Bildquelle: Adobe Stock / © phaisarnwong2517

Unser Antrag:

Änderung der Verordnung über das Anlaufen der inneren Gewässer der 
Bundesrepublik Deutschland aus Seegebieten seewärts der Grenze des
deutschen Küstenmeeres und das Auslaufen – Anlaufbedingungsverordnung

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/074/1907431.pdf

VERKEHRS- UND INFRASTRUKTURPOLITIK FÜR DEUTSCHLAND 
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Flughäfen sind wichtige Bestandteile moderner Ver-
kehrsinfrastruktur. Jeder Arbeitsplatz an einem Flug-
hafen schafft zahlreiche weitere Arbeitsplätze in der 
Region.

Die deutsche Luftverkehrswirtschaft sieht sich jedoch 
seit Jahren im internationalen Vergleich mit zusätz-
lichen Belastungen konfrontiert. Politisches Missma-
nagement bei Airbus, die Pleite von Air Berlin und 
das Chaos um den Hauptstadtflughafen BER haben 
Deutschland erheblichen Schaden zugefügt. Dabei 
hat kaum ein anderer Verkehrsträger seine Lärm- und 
Schadstoffemissionen vergleichbar reduziert wie die 
Luftfahrt. Trotzdem wird die Luftverkehrswirtschaft 
unter dem Schlagwort »Klimaschutz« fortlaufend mit 
Kosten belastet. Permanente Kostensteigerungen und 
die zögerliche Haltung der Bundesregierung, sich 
nachdrücklich zu den Chancen des Luftverkehrs zu 
bekennen, schädigen die deutschen Flughäfen und 
Fluggesellschaften. Mit deutlichen Konsequenzen: 
Passagiere und Fluggesellschaften nutzen vermehrt 
Flughäfen in den Nachbarländern Deutschlands. Die 
Passagiere fliegen über Drehkreuze im Ausland, aber 
nicht ein Passagier verzichtet wegen der deutschen 
Umweltauflagen auf seinen Flug.
 
Ein Negativbeispiel ist die sogenannte Luftverkehrsab-
gabe oder auch Ticketsteuer. Fluggäste, die deutsche 
Flughäfen nutzen, werden zusätzlich belastet. Deut-
sche Flughäfen und deutsche Luftverkehrsgesellschaf-
ten verzeichnen deutliche wirtschaftliche Nachteile 
gegenüber ihren Wettbewerbern. Aus diesen Grün-
den hat sich die AfD-Bundestagsfraktion für die sofor-
tige Abschaffung der Luftverkehrsabgabe eingesetzt, 
für deren kontraproduktive Beibehaltung allerdings 

nicht nur – wie zu erwarten – die linken Fraktionen 
im Bundestag stimmten, sondern auch die CDU/CSU-
Fraktion.

Die Rahmenbedingungen der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie müssen auf den internationalen 
Wettbewerb ausgerichtet werden. Statt weiter deut-
sche EU-Beiträge zu erhöhen und zuzulassen, dass 
deutsches Luftfahrt-Knowhow und die dazugehörigen 
Arbeitsplätze ins Ausland verlagert werden, verlan-
gen wir, den Anteil des nationalen Luftfahrtforschungs-
programmes zulasten von Zahlungen in europäische 
Programme zu erhöhen. Es gilt, durch Konzentration 
der Forschungsausgaben an deutschen Standorten, 
Spitzentechnologien, Forschungsqualität und Arbeits-
plätze an Deutschland zu binden. Dazu bedarf es 
neben der Förderung des DLR besserer Anreize und 
einer Gründungsoffensive. Die Abdeckung der kom-
pletten Systemketten in Luft- und Raumfahrt sind zu-
künftig sicherzustellen; die Abwägung einer Koopera-
tion mit anderen Luft- und Raumfahrtnationen sollte in 
deutschem Interesse vorurteilsfrei erfolgen.

Wir wollen, dass die national zuständigen Luftfahrt-
behörden gemeinsam mit den nationalen Flugsiche-
rungsbehörden den Lärmschutz an Flughäfen und 
die Sicherheit bei der Bodenabfertigung auch künftig 
standortnah kontrollieren.
 
Deutschland braucht ein zukunftsweisendes Raum-
fahrtgesetz und ein nationales Flughafenkonzept. 
Vorhandene Flughäfen sind im Wesentlichen aus 
Gründen des Katastrophenschutzes zu erhalten. Die 
bedarfsgerechte Anbindung per Bahn und Autobahn 
ist dabei sicherzustellen.

Die Flughäfen

Bildquelle: Adobe Stock / © Leo Lintang

Unser Antrag:

Luftverkehrsteuer jetzt abschaffen

https://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/111/1911130.pdf
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digitalen Infrastrukturen auch im Notfall, bei Sabotage 
oder in Krisenzeiten funktioniert. Gerade deshalb müs-
sen die Interessen der nationalen Sicherheit beim Infra-
strukturausbau eine wesentliche Rolle spielen.
 
Das Missmanagement von Bundes- und Landesregie-
rungen beim Ausbau der digitalen Infrastruktur hat 
Deutschland im weltweiten Vergleich in ein digitales  
Mittelfeld abrutschen lassen. Während der Abstand zu 
den technologisch führenden Nationen einerseits im-
mer größer wird, holen Länder deutlich auf, die bis vor 
wenigen Jahren bei der digitalen Infrastruktur noch weit 
hinter uns lagen. So staunen Besucher aus Schwellen-
ländern häufig über die teilweise altertümliche Qualität 
unserer Netze. Diesen Rückstand gilt es aufzuholen.

Welche netzpolitischen Positionen die AfD-Bundestags-
fraktion zu Fragen der digitalen Infrastruktur und der 
Künstlichen Intelligenz einnimmt, können Sie dem Infor-
mationsblatt aus unserem Arbeitskreis Digitale Agenda 
entnehmen.

Die digitale
Infrastruktur
Die Bundesregierungen der letzten Legislaturperioden 
erkannten nicht die Bedeutung der digitalen Infrastruktur 
für die wirtschaftliche Zukunft unseres Landes. Über Jah-
re hinweg wurde gezögert und abgewartet. Verblüfft 
stellten die politisch Verantwortlichen plötzlich fest, wie 
weit andere Nationen bei der Digitalisierung der Wirt-
schaft, des Verkehrswesens und der Verwaltung schon 
vorangeschritten waren. Nun wollte die Bundesregie-
rung mit Hilfe von Flugtaxis Technologieführer werden. 

Unternehmer und Privatleute, Schulen und Betriebe, 
Behörden und Ämter benötigen digitale Lösungen vor 
Ort. Die AfD-Bundestagsfraktion fordert einen schnellen 
Wechsel bei der Netzinfrastruktur: weg vom Kupferka-
bel, hin zur Glasfaser. Nur dadurch wird die flächen-
deckende Versorgung aller Bürger in Deutschland mit 
gigabitfähigen Netzen möglich. Die Breitband-Netz-
infrastruktur ist – wie generell jede unabdingbare Inf-
rastruktur – Teil der Grundversorgung und damit Kern-
aufgabe des Staates. Das Grundgesetz garantiert 
die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in ganz 
Deutschland. Wir wollen die Stärkung der ländlichen 
Räume und der dortigen Wirtschaft. Die Digitalisierung 
ist zudem einer der wichtigsten Trends im Agrarbereich 
und betrifft alle Akteure landwirtschaftlicher Wertschöp-
fungsketten. 

Teile des gesellschaftlichen Lebens werden zunehmend 
in den digital vernetzten Raum verlagert. Vernetzt zu 
sein, gewinnt in unserer technikaffinen Gesellschaft 
immer mehr an Bedeutung. Die störungsfreie Verfüg-
barkeit von mobilem Internetzugang in allen ländlichen 
und urbanen Gebieten ist die Voraussetzung für die 
Erschließung neuer innovativer Wirtschaftsbereiche. 
Auch klassische Dienste wie Telefonie oder Fernsehen 
werden immer häufiger nicht mehr über eigenständige 
Infrastrukturen bereitgestellt, sondern über das Internet 
und vergleichbare Netze. Die Abhängigkeit der Gesell-
schaft vom sicheren und durchgängig störungsfreien 
Betrieb dieser Netze steigt. Wir sehen es als eine Auf-
gabe des Staates an, hier Richtlinien vorzugeben und 
Vorkehrungen zu treffen, damit der sichere Betrieb der 

 

Positionspapier
Digitale Standpunkte

https://www.afdbundestag.de/aktuelles-infomaterial-2-2-2/
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Ein Klagerecht ortsfremder Lobbyisten, die sich oft 
genug über die Interessen der Anwohner hinweg-
setzen, lehnen wir dagegen strikt ab. Hierzu haben 
wir einen Gesetzentwurf zur Novellierung des Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetzes in den Bundestag einge-
bracht, der einen Missbrauch der Umweltschutzge-
setze durch selbsternannte Umweltschutzverbände 
verhindern soll.

Autobahnen, die im Moor versinken, Bundesstraßen 
als herausfordernde Belastung für die erprobte Tech-
nik moderner Autos (»Stoßdämpfertod«) und immer 
mehr Buckelpisten in den ländlichen Regionen: Es 
steht schlecht um Deutschlands Infrastruktur. Anstatt 
unsere Straßen, Wasserwege und Bahnstrecken 
umfassend zu modernisieren, werden wichtige Bau-
vorhaben durch nachlässige Planungen, unnötige 
Bürokratie und überforderte Verwaltungen nicht an-
gegangen. Manche Baustelle ist mittlerweile sogar 
ein generationenübergreifendes Projekt. Für ein 
Hochtechnologieland ist das mehr als nur eine Pein-
lichkeit.

Die AfD-Bundestagsfraktion setzt sich deswegen 
nachdrücklich für eine Neuausrichtung der Infra-
strukturpolitik und eine Planungsbeschleunigung bei 
wichtigen Verkehrsprojekten ein. Dabei steht für uns 
fest: Ohne eine frühzeitige Einbindung der Bürger 
geht es nicht. Bisher wird vielen betroffenen Bürgern 
zwar ein Mitspracherecht eingeräumt, eine wirkliche 
Beteiligung scheitert oft aber an überbordender Bü-
rokratie, schlechter Kommunikation und schlichtem 
Desinteresse der Politik. Wir fordern deswegen eine 
frühzeitige, unbürokratische und ehrliche Beteiligung 
der Anwohner. 

Das
Planen

So bekommen wir wieder Schwung 
in den Straßenausbau:
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

1. Raumordnungsverfahren und Umweltver-
träglichkeitsprüfungen müssen im Rahmen 
der Planfeststellungsverfahren frühzeitig 
integriert werden, um teure und sinnlose 
Doppelprüfungen zu verhindern.

2. Nur durch eine frühzeitige Kommunika-
tion mit der interessierten und betroffenen 
Öffentlichkeit lässt sich eine echte Bürgerbe-
teiligung sicherstellen.

3. Viele Planungsunterlagen sind kompliziert 
und unverständlich und müssen künftig zwin-
gend so aufbereitet werden, dass auch alle 
verstehen, worum es eigentlich geht.

4. Vorbild Dänemark: Wichtige Infrastruktur-
vorhaben sollten in eigenen sogenannten 
Maßnahmengesetzen zusammengefasst 
werden, die Rechtssicherheit schaffen und 
eine echte Bürgerbeteiligung festschreiben.

5. Deutschland braucht ein Investitionspro-
gramm, mit dem Planungssicherheit geschaf-
fen wird, damit Bauunternehmen die erfor-
derlichen Kapazitäten aufbauen können.

Bildquelle: Adobe Stock / © Jevanto Productions

Unser Antrag:

 Wirksame Maß-
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Montag

Besprechung des Arbeits-
kreises Verkehr und digi-
tale Infrastruktur mit den 
Referenten zur Planung 
der Woche

Treffen der Landesgrup-
pen aller Abgeordneten 
der AfD-Bundestagsfrak-
tion

Dienstag

Sitzung des Arbeitskrei-
ses Verkehr und digitale 
Infrastruktur

Mittagsrunde der Leiter 
der Arbeitskreise der 
AfD-Bundestagsfraktion

Fraktionssitzung aller Ab-
geordneten der AfD-Bun-
destagsfraktion

Mittwoch 

Nichtöffentliche Sitzung 
des Ausschusses für 
Verkehr und digitale 
Infrastruktur (AVdI) des 
Deutschen Bundestages 
mit Fachgesprächen zu 
ausgewählten Themen

Anschließend Sitzung 
der Obleute des AVdI; 
Parlamentarische Frage-
stunde: Befragung der 
Bundesregierung und 
Fragestunde mit einem 
Bundesminister; Öffent-
liche Anhörungen mit 
Videoübertragung

Donnerstag – Freitag

Öffentliche Plenar-
sitzung: Redebeiträge 
zu parlamentarischen 
Initiativen – Gesetze, An-
träge, Anfragen – aller 
Fraktionen im Deutschen 
Bundestag

Unsere parlamentarische Sitzungswoche:

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

Bildquelle: Adobe Stock / © aerogondo

Ordentliche Mitglieder im Arbeitskreis Verkehr und Digitale Infrastruktur (v. l. n. r.): 
Andreas Mrosek, Matthias Büttner, Leif-Erik Holm, Dr. Ing. Dirk Spaniel,
Wolfgang Wiehle und Frank Magnitz

Stellvertretende Mitglieder im Arbeitskreis Verkehr und Digitale Infrastruktur (ohne 
Abbildung): Marc Bernhard, Thomas Ehrhorn, Enrico Komning, Dr. Rainer Kraft, 
Uwe Schulz und Dr. Heiko Wildberg
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19/1376

Stellungnahme gemäß Artikel 6 des Protokolls 
Nummer 2 zum Vertrag von Lissabon (Grundsätze 
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit) zu 
dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Festsetzung 
von Emissionsnormen für neue Personenkraftwa-
gen und für neue leichte Nutzfahrzeuge im Rahmen 
des Gesamtkonzepts der Union zur Verringerung 
der CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und 
leichten Nutzfahrzeugen und zur Änderung der 
Verordnung (EG) Nr. 715/2007 (Neufassung) 
KOM(2017) 676 endg.; Ratsdok. 14217/17

Karsten Hilse

Bundestagsdrucksache XX/XXXXX

Alle unsere parlamentarischen Initiativen können Sie im 

Internet nachlesen. Geben Sie in die Suchmaske Ihres 

Webbrowsers das Wort »Bundestagsdrucksache« und 

die  entsprechende Nummer ein. 

HINWEIS

Vom Arbeitskreis
initiierte Anträge
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19/3241

Begründete Stellungnahme gemäß Artikel 6 des 
Protokolls Nr. 2 zum Vertrag von Lissabon (Grund-
sätze der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit) zu 
dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates über die Straffung 
von Maßnahmen zur rascheren Verwirklichung des 
transeuropäischen Verkehrsnetzes KOM(2018) 
277 endg.; Ratsdok. 9075/18

Dr. Dirk Spaniel

19/4542
Fahrverbote wirksam verhindern – Einführung 
von bundesweit einheitlichen und vergleichbaren 
Messverfahren bei Stickoxiden

Dr. Dirk Spaniel

19/2125
Unvereinbarkeit von Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag mit Aufsichtsratsmandaten bei der 
Deutschen Bahn AG

Wolfgang Wiehle

19/2126
Prüfbitte bezüglich Zahlung von Bezügen an den 
ehemaligen Vorstandsvorsitzenden der Deutschen 
Bahn AG

Wolfgang Wiehle

19/2688 CO2-Grenzwerte für Pkw mit der EU neu festlegen Dr. Dirk Spaniel

19/3066
Änderungsantrag Abbiegeunfälle verhindern – 
Radfahrer und Fußgänger besser schützen

Dr. Dirk Spaniel
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Änderung der Verordnung über das Anlaufen der 
inneren Gewässer der Bundesrepublik Deutsch-
land aus Seegebieten seewärts der Grenze des 
deutschen Küstenmeeres und das Auslaufen – An-
laufbedingungsverordnung

19/7431 Andreas Mrosek

Die Eisenbahn nicht gegen andere Verkehrsträger 
ausspielen – Keine Erhöhung der Energiesteuer 
und CO2-Abgabe für Diesel um 30 Cent/Liter – 
Kein Stopp des Autobahn- und Bundesstraßen-
baus

19/7941 Dr. Dirk Spaniel

19/9973
Mittelrheintal zeitnah vom Schienengüterverkehr 
entlasten – Alternativrouten auf europäischer Ebe-
ne entwickeln

Wolfgang Wiehle

19/11122
Aus den Havarien der MS Pallas und MS Glory 
Amsterdam lernen – eine deutsche Küstenwacht 
gründen

Andreas Mrosek

19/11123
Bahninfrastruktur in Deutschland nachhaltig ver-
bessern – Empfehlungen des Bundesrechnungs-
hofes zur Bahninfrastruktur beachten

Wolfgang Wiehle

19/6007
Gleichstellung von Fahrzeugen, die mit syntheti-
schen oder Biokraftstoffen betrieben werden, mit 
Elektrofahrzeugen

Dr. Dirk Spaniel

16

POSITIONEN DER AfD-BUNDESTAGSFRAKTION FÜR EINE MOBILITÄT MIT ZUKUNFT



19/16924

Entschließungsantrag zum Entwurf eines Dritten 
Gesetzes zu Änderung des Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetzes: Einseitige Kürzungen der 
Förderung des Straßenbaus in den Gemeinden ver-
hindern, öffentliche Parkplätze fördern, Verkehrs-
infrastruktur der Gemeinden nicht verfallen lassen 

Dr. Dirk Spaniel

19/16861
Wirksame Maßnahmengesetze – Beschleunigung 
durch echte Beteiligung der Öffentlichkeit erzie-
len

Leif-Erik Holm

19/16911

Entschließungsantrag zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Vorbereitung der Schaffung von Baurecht durch 
Maßnahmengesetz im Verkehrsbereich (Maßnah-
mengesetzvorbereitungsgesetz – MgvG): Aufnah-
me des zweigleisigen Ausbaus der Bahnstrecke 
Niebüll-Westerland (Marschbahn) 

Wolfgang Wiehle

19/11130 Luftverkehrssteuer jetzt abschaffen Frank Magnitz

19/13097
Nachhaltigkeit im Güterkraftverkehr steigern, 
Energieverbrauch und die Anzahl der Lkw-Fahr-
ten vermindern, Straßen und Brücken schonen

Dr. Dirk Spaniel

19/15180
Entschließungsantrag zum Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung des Luftverkehrssteuergesetzes

Frank Magnitz

VERKEHRS- UND INFRASTRUKTURPOLITIK FÜR DEUTSCHLAND 
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19/19157
Autofahrer unterstützen – Neuen Bußgeldkatalog 
sofort außer Kraft setzen – Rückkehr zu alter Buß-
geldkatalog-Verordnung 

Dr. Dirk Spaniel

19/19650
Befahrensabgaben auf dem Nord-Ostsee-Kanal 
absenken und flexibilisieren

Andreas Mrosek

Deutscher Automobilindustrie zeitnah helfen, 
Bahnrettung statt Konzernrettung, Berichte des 
Bundesrechnungshofes auch in der Krise beach-
ten und umsetzen

19/20072 Dr. Dirk Spaniel

19/20686
Sparten des Deutsches Zentrum Mobilität der Zu-
kunft auch in den neuen Bundesländern ansiedeln 

Stephan Brandner

Lebensnotwendige Logistik erhalten – LKW-Fah-
rer und damit die Versorgung mit lebenswichti-
gen Gütern unterstützen beziehungsweise sicher-
stellen

19/18113 Karsten Hilse

Sichere Eigenversorgung und Mobilität – Park-
raumbewirtschaftung aussetzen, emissionsbe-
dingte Fahrverbotszonen vorübergehend aufhe-
ben, Busspuren für PKW freigeben

19/18118 Dr. Dirk Spaniel
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19/22553
Motorradfahren erhalten – Keine unverhältnismä-
ßigen Vorgaben für Motorräder und deren Fahrer

Dr. Dirk Spaniel

19/23131
Investitionsoffensive im Infrastrukturbereich – Das 
Investitionsbeschleunigungsgesetz sinnvoll ergän-
zen

Dr. Dirk Spaniel

Deutschlands Automobilindustrie unterstützen – 
Gleichstellung von Fahrzeugen, die mit syntheti-
schen Kraftstoffen oder Biokraftstoffen angetrie-
ben werden, mit Wasserstofffahrzeugen

19/22186 Dr. Dirk Spaniel

19/20690
Luftverkehrsinfrastruktur durch Flughafenkonzept 
für Deutschland sichern

Frank Magnitz

19/20691
Autobahnbaustellen zügiger, sicherer sowie 
umwelt- und autofahrerfreundlicher planen und 
durchführen 

Thomas Ehrhorn

19/24647
Abgasnorm Euro 7 stoppen – Verbot des Verbren-
nungsmotors durch die EU verhindern

Dr. Dirk Spaniel
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Der Vernichtungsfeldzug gegen das Auto muss ein Ende finden

• Der Investitionsrückstau der deutschen Fernstraßen muss aufgeholt werden. Schaffung von Bundesstraßen-
Plus (Ausbau von Bundesstraßen auf vier Fahrstreifen)

• Erhalt und Ausbau von Parkplätzen in den Städten; Parkraum muss wieder bezahlbar werden (gesetzliche 
Begrenzung von Parkgebühren)

• Anerkennung von synthetischen Kraftstoffen als anerkannt CO2-freier Energieträger zur Rettung des Ver-
brennungsmotors

• Beendigung der einseitigen Subventionierung der Elektromobilität

• Gleichberechtigung aller Verkehrsteilnehmer; keine Ausweitung von Radwegen zulasten des  Auto- und 
Lieferfahrzeugverkehrs

• Keine zusätzliche Belastung der Autofahrer durch eine sogenannte City-Maut

 
Wir brauchen dringend eine Bahnreform 2.0

• Reisezeiten von maximal drei Stunden zwischen den deutschen Zentren, um die Bahn gegenüber dem Flug-
zeug wettbewerbsfähig zu machen

• Transparenz bei der Infrastrukturfinanzierung herstellen, wie vom Bundesrechnungshof angemahnt

• Verkauf der Auslandsaktivitäten des DB-Konzerns

• Vergütungsobergrenzen für DB-Vorstände, solange der Steuerzahler Verluste des Konzerns ausgleichen 
muss.

• Der geplante »Deutschland-Takt« darf nicht neue Subventionen für den Schienenfernverkehr entstehen 
lassen.

• Kein Nulltarif im ÖPNV; dafür mehr Sicherheit und Sauberkeit

• Zugangssysteme für »Problem-Bahnhöfe« 

Das Potenzial der Schifffahrt besser nutzen

• Investitionsstau bei Schleusen, Abladeplätzen und Wasserstraßen beseitigen

• Ende des Ausflaggens der deutschen Handelsflotte 

Verkehrs- und
digitalpolitische
Eckpunkte
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Luftverkehr und Luftverkehrswirtschaft sind Garanten des Wohlstands

• Fortschreibung eines nationalen Flughafenkonzepts unter Einbeziehung der Regionalflughäfen

• Abschaffung der schädlichen Luftverkehrssteuer

• Stärkung der deutschen Luftfahrtindustrie durch Schwerpunktverlagerung der Förderung an deutsche Unter-
nehmen 

So bekommen wir wieder Schwung in den Infrastrukturausbau

• Raumordnungsverfahren und Umweltverträglichkeitsprüfungen müssen im Rahmen der Planfeststellungsver-
fahren frühzeitig integriert werden, um teure und sinnlose Doppelprüfungen zu verhindern.

• Nur durch eine frühzeitige Kommunikation mit der interessierten und betroffenen Öffentlichkeit lässt sich 
eine echte Bürgerbeteiligung sicherstellen.

• Viele Planungsunterlagen sind kompliziert und unverständlich und müssen künftig zwingend so aufbereitet 
werden, dass auch alle verstehen, worum es eigentlich geht.

• Vorbild Dänemark: Wichtige Infrastrukturvorhaben sollten in eigenen sogenannten Maßnahmengesetzen 
zusammengefasst werden, die Rechtssicherheit schaffen und eine echte Bürgerbeteiligung festschreiben.

• Es braucht ein Investitionsprogramm, mit dem Planungssicherheit geschaffen wird, damit Bauunternehmen 
die erforderlichen Kapazitäten aufbauen können.

• Novellierung des Umweltrechtsbehelfsgesetzes, um dem grassierenden Unwesen der Verbandsklagen Ein-
halt zu gebieten.

 
Digitalpolitisch muss Deutschland wieder Anschluss finden 

• Das Glasfasernetz muss flächendeckend im städtischen und ländlichen Raum ausgebaut werden. Dies ist 
auch eine unabdingbare Voraussetzung für Mobilfunknetze der neuen Generation.

• Es braucht verpflichtendes nationales Roaming in den Mobilfunknetzen, einschließlich 4G und 5G.

• Frequenzvergaben sind so durchzuführen, dass sie die leistungsstarke, kostengünstige und flächende-
ckende Versorgung zum Ziel haben und nicht als Einnahmequelle für die Staatskasse dienen. Ziel ist eine 
tatsächliche flächendeckende Versorgung.

• Falsche Anreize beim Infrastrukturausbau durch den Zielen entgegenlaufende Kennzahlen wie »Bis-zu-Ge-
schwindigkeiten« und »Abstrahlleistung am Mast« müssen behoben werden.

• Digitale Infrastruktur ist kritische Infrastruktur! Die Interessen der nationalen Sicherheit müssen hier eine 
wesentliche Rolle spielen.

Bildquelle: Adobe Stock / © j-mel
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Folgen Sie uns

 AfDBundestag.de

 fb.com/AfDimBundestag

 @AfDimBundestag

 youtube.com/
AfDFraktionimBundestag
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